
Der deutsche Bund: Geschichtspolitische Ausgangsbasis

Vertretung der Fürsten von Liechtenstein, die in Wien ihren Wohn-
sitz hatten, rtegierten fürstliche Kommissare das Land.

1806 wird Liechtenstein neben anderen deutschen Staaten in den
Rheinbund aufgenommen, was in der Literatur ! als eine besonders
wohlgesinnte und ehrende Geste Napoleons Fürst Johann I. gegen-
über gewertet wird, der damals österreichischer General war und
nach der Dreikaiserschlacht bei Austerlitz als Friedensunterhändler
Österreichs mit Napoleon zusammentraf und mit ihm verhandelte.
Auf Grund der Zugehörigkeit zum Rheinbunde wird Liechtenstein
souverän, denn Napoleon gewährte den Rheinbundstaaten die Sou-
veränität.

1815 ist die Geburtsstunde des Deutschen Bundes, dem auch Liech-
tenstein beitrat und ihm bis zu dessen Auflösung im Jahre 1866 ange-
hörte. Seither ist Liechtenstein ein bündnisfreier Staat.

In wirtschaftlicher Hinsicht verblieb Liechtenstein bis 1919 in Zoll-
und Währungseinheit mit Österreich. 1924 trat der Zollvertrag mit
der Schweiz in Kraft, der zu intensiven Beziehungen zwischen beiden
Staaten führte.
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I. Der Deutsche Bund und das sowveräne Fürstentum Liechtenstein

Ausgangspunkt unserer verfassungsgeschichtlichen Untersuchung des
Staat-Kirche-Verhältnisses bildet die Kirchenpolitik der Epoche des
Deutschen Bundes. Liechtenstein ist Mitglied dieses Bundes. Am
8. Juni 1815 erfolgt die Unterzeichnung der Bundesakte (BA) durch
die «souverainen Fürsten und freien Städte Deutschlands» ?. Sie sollte
die Grundlage einer «festen und: dauerhaften Verbindung für die
Sicherheit und Unabhängigkeit Deutschlands» 3, das «Kernstück der
mitteleuropäischen Ordnung» sein *. Unter den Souveränen befindet
sich auch Fürst Johann Nepomuk Josef, dessen Abtretung des

So MALIN 51, RATON 26, SEGER 13.
* Präambel der BA, vgl. auch Art. 1 der BA, abgedruckt in: ZEUMER 540,
? Präambel zur BA (Zitatnachweis in Fußn. 2).
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